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„Deutsche Wohnen & Co. enteignen“ beteiligt sich an der Expert:innenkommission des Senats. Am
12. April fand ein Sonderplenum der Initiative statt, an dem mehr als 200 Personen teilnahmen.
Beachtliche 82 % der Abstimmenden sprachen sich für eine Beteiligung aus und lediglich 15 %
votierten dagegen – in Zahlen: 29 Personen. Am Folgetag wurden auf einer Pressekonferenz der
Initiative die Expert:innen, die für DWE in die Kommission gehen, vorgestellt: zwei Jurist:innen und
eine Sozialwissenschaftlerin, allesamt (Vertretungs-)Professor:innen, öffentlich anerkannte
Wissenschaftler:innen ihrer Disziplinen. Aber auch allesamt ohne Verbindung zur Berliner
Mieter:innenbewegung, ohne besonderes Wissen über die Situation in Berlin oder Anbindung an die
Initiative DWE. Konkret handelt es sich um Susanne Heeg, Professorin für Humangeografie an der
Universität Frankfurt am Main, Anna Katharina Mangold, Professorin für Europarecht an der
Universität Flensburg und Tim Wihl, Professor für öffentliches Recht der Universität Erfurt. Wir
haben als DWE keine wirkliche Kontrolle über diese Expert:innen und können sie nicht mal
abziehen.

Der Weg zur Expert:innenkommission war geprägt von einem sehr undemokratischen und
intransparenten Vorgehen der Verhandlungsgruppe. In DWE macht sich damit eine fortschreitende
Trennung von Hand- und Kopfarbeit breit und die Kampagne läuft ernsthaft Gefahr, dass eine DWE-
Bürokratie an ihrer Spitze entsteht: Menschen, die von DWE leben oder die Kampagne als etwas
begreifen, das ihren Lebenslauf schreiben soll. Aber es geht bei DWE um etwas anderes: die
Berliner Mieter:innen.

Signal

Die Intention der Verhandlungsgruppe im Prozess hin zur Expert:innenkommission mag vielleicht
gewesen sein, sich von Staat und Presse nicht in die Karten schauen zu lassen. Wir müssen aber
eingestehen, dass wir schlicht keine Geheimabsprachen führen können, und sollten daher unsere
Debatten selbst für die Öffentlichkeit nachvollziehbar machen, bevor es der „Tagesspitzel“ tut. Am
Beginn der Plena einfach nur darauf hinzuweisen, dass die Presse nicht willkommen ist, schreckt sie
nicht ab. Wir sollten uns eingestehen, dass wir zu groß sind, um Geheimhaltung und
Basisdemokratie unter einen Hut zu bekommen. Eines muss zum Wohle des anderen tendenziell
geopfert werden.

Als Arbeiter:innenmacht haben wir gegen eine Beteiligung an der Expert:innenkommission
gesprochen und gestimmt. Weiterhin halten wir die Beteiligung für einen politischen Fehler (siehe
den Artikel Keine Beiteiligung an der Expert:innenkommission auf unserer Websteite), denn die
Expert:innenkommission macht schlussendlich aus der großen politischen Frage der Enteignung und
Verstaatlichung eine kleine juristische der Vereinbarkeit mit der herrschenden Ordnung. Dabei ist
es doch  Fakt: Überhaupt nur als Ausdruck eines politischen Kräfteverhältnisses hat es die
Enteignungsfrage auf die Agenda des Senats geschafft.

Sich auf die Expert:innenkommission – die nicht mal ein Gesetzgebungsverfahren einleitet –  zu
orientieren, gibt ein klares Signal an die Berliner Mieter:innen, nämlich, dass wir der Umsetzung

https://arbeiterinnenmacht.de/2022/05/06/dwe-beteiligt-sich-an-der-expertinnenkommission-aber-um-welchen-preis/
https://arbeiterinnenmacht.de/2022/05/06/dwe-beteiligt-sich-an-der-expertinnenkommission-aber-um-welchen-preis/
https://arbeiterinnenmacht.de/2022/05/06/dwe-beteiligt-sich-an-der-expertinnenkommission-aber-um-welchen-preis/
https://arbeiterinnenmacht.de/2022/03/28/dwe-keine-beteiligung-an-der-expertinnenkommission/


durch Giffey und Geisel vertrauen. Dabei geht die Initiative mehrheitlich davon aus, dass die
Expert:innenkommission nichts umsetzen wird, sondern vielmehr es sich bei ihr um eine
Verschleppungstaktik handelt. Dieses gemeinsame Lippenbekenntnis nützt jedoch reichlich wenig,
solange wir keine gemeinsamen Konsequenzen daraus ziehen. Als Arbeiter:innenmacht haben wir
dafür argumentiert, dass wir den Mieter:innen mit all unseren Schritten klarmachen müssen, dass
sie selbst sich für ihre Ziele zusammenschließen, den Senat und die Gerichte unter Druck setzen
sowie Kampfmaßnahmen wie kollektive Mietboykotte und Besetzungen umsetzen müssen. Sie
müssen über den Rahmen des Volksentscheids hinausgehen, damit dieser umgesetzt wird. Indem
wir uns an der Kommission beteiligen, legitimieren wir schlussendlich die Verschleppung,
provozieren wir die drohende Demoralisierung tausender Unterstützer:innen und möglicherweise
hunderter Aktivist:innen.

Schwächen der Initiative

Die Beteiligung ist Ausdruck einer Schwäche der Initiative. Die große Zustimmung zur Mitarbeit in
der Kommission drückt dies teilweise mit aus. Schlussendlich hat DWE keinen Plan B. Die gesamte
Initiative steht und fällt mit der (Nicht-)Umsetzung des Volksentscheides. In der Sammelphase und
im Wahlkampf, wo wir mit zehntausenden Mieter:innen in Kontakt kamen, konnten wir kein weiteres
Angebot vorstellen, als bei DWE mitzuarbeiten, zu unterschreiben und – falls es das rassistische und
altersdiskriminierende Wahlrecht zulässt – für uns abzustimmen. Statt ein Mobilisierungs- und
Organisierungsmoment zu werden, ist der Volksentscheid ein Versuch, sozialreformerisch die
Möglichkeitsspielräume des Staates auszuweiten – ohne eine systematische Diskussion über seinen
Klassencharakter führen zu wollen.

Die Möglichkeit, einen Gesetzesvolksentscheid als neues Mobilisierungsmoment und
Organisationsrahmen der Mieter:innenbewegung (nicht als juristische/n Heilsbringer:in) vor einem
Ende der Kommission einzuleiten, gar vor dem Ende des finalen Scheiterns des Volksentscheides,
wird immer schwerer vermittelbar. Faktisch geraten wir jeden Tag mehr und mehr in Vergessenheit.
Die politischen Aktivitäten der Initiative in den kommenden Monaten verkommen notwendig zum
Schatten des Staates, angesichts der Perspektive, dass die Umsetzung durch die
Expert:innenkommission, anschließend durch den Senat und abschließend durch die Gerichte
bestimmt wird. Wenn dieser Weg zum Einkassieren des Ziels führen sollte, dann kriegt es die
Initiative sicherlich hin, die Wut auf die Straße zu bringen, doch mehr als ein affektorientierter
Protest wird dies nicht sein. Denn die Initiative setzt nicht auf den Aufbau einer systematischen
Gegenmacht, sondern auf Mitverwaltung und Diskurs(ohn)macht. Das wird die Gesellschaft aber
nicht transformieren, denn schlussendlich handelt es sich beim Staat und der bürgerlichen
Gesellschaft nicht nur um eine Idee, sondern um materielle Gewalt. Gewalt, die tagtäglich Menschen
zwangsräumt, die ihr Gesetz wehrhaft verteidigt und deren Enteignungsoptionen
(Gemeinwohlorientierung im Grundgesetz § 15) Ausdruck eines Kräfteverhältnisses nach dem 2.
Weltkrieg waren und zur Integration der Sozialdemokratie und Arbeiter:innenbewegung in den
Staat dienten.

Natürlich ist es prinzipiell möglich, kleine Zugeständnisse durch den Grundgesetzparagraphen zu
erhalten. Jedoch kann nur die generelle Aufhebung der Eigentumsordnung langfristig die Lage der
Mieter:innen verbessern, alles andere sind kosmetische Verbesserungen. Und darin drückt sich die
zentrale Differenz aus, denn wir sehen auch die Initiative als sozialreformerisch an. Die Frage ist für
uns die: Nutzen wir den Kampf um Sozialreform zum Aufbau einer Gegenmacht, die in der Lage ist,
die herrschenden Verhältnisse aus den Angeln zu heben, oder um die sozialen Verhältnisse wieder
ein wenig zu befrieden? Natürlich zeigt die Geschichte der Arbeiter:innenbewegung, dass ersteres
keine Aufgabe von Monaten oder wenigen Jahren ist. Doch verabschieden sich DWE bzw. die
dominierenden Ideologien innerhalb der Initiative gänzlich von dieser Perspektive und lassen eine



darüber hinausgehende auf scheinbar kämpferische Sonntagsreden beschränkt!

Wir werden uns als Arbeiter:innenmacht trotzdem weiterhin an DWE beteiligen. Wir tun dies, weil
wir ihre Errungenschaften verteidigen und voranbringen wollen. Wir schlagen deshalb allen
Menschen, die gegen die Expert:innenkommssion sind oder trotz krampfhafter Bauchschmerzen
zähneknirschend für sie gestimmt haben und es bereuen, ein Zusammenkommen vor, wo wir
darüber diskutieren können, wie der Kampf um Enteignung in Berlin gewonnen werden kann – ohne
unkontrollierbare Expert:innenkommission, ohne naives Staatsvertrauen, dafür mit den Mieter:innen
dieser Stadt!

Die Debatte um Beteiligung an der Expert:innenkommission zeigte deutlich, dass wir einerseits eine
politische Perspektive auch gegen diese formulieren und greifbar machen müssen. Ebenso
offenbarte sie, dass das Lager der Nichtbeteiligung klein und nicht formiert ist. Wir stehen daher
vor einer doppelten Aufgabe: Wir müssen solidarisch an der nach innen und außen gekehrten Arbeit
konstruktiv mitarbeiten, während wir zugleich Diskussionsformate für einen Plan B
kampagnenintern schaffen sollten. Bisher scheint die Initiative für einen Gesetzesvolksentscheid
eine solche Klammer darzustellen. Wenn diese auch bisher kaum die Frage des Aufbaus einer
Gegenmacht aufwirft, so leistet sie zumindest eine Rückbesinnung auf die aktivistischen und nach
außen gerichteten Momente der Initiative.


